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B e r lin  O ut^c^M en

Was heißt Strukturkrise?

Ein Gespräch mit Gutaciiter Prof. Dr. H. Sanmann, Berlin

WD: Herr Prof. Sanmann, der 
Wert eines Gutachtens hängt in 
starl^em Maße vom Zeitpunl<t 
seiner Veröffentlichung ab. Hal
ten Sie es im Zusammenhang 
mit der Wahl des Bundespräsi
denten in Berlin für taktisch klug, 
daß Ihr brisantes Gutachten ge
rade jetzt veröffentlicht wurde?

SANMANN: Das ist eine Frage, 
die Sie eigentlich an den Senat 
von Berlin richten müßten, denn 
das Gutachten ist vom Senat ver
öffentlicht worden und nicht von 
uns. Wir sind zu dieser Frage 
vorher auch nicht gehört worden. 
Soweit ich informiert bin, ist die 
Veröffentlichung überstürzt er
folgt — und zwar im Hinblick 
darauf, daß ein Exemplar des 
Gutachtens einem Redakteur 
einer Zeitung der Außerparla
mentarischen Opposition in die 
Hand gekommen sein soll, der 
beabsichtigte, das Gutachten zu 
veröffentlichen. Um dem zuvor
zukommen, hat der Senat dann 
sehr schnell reagiert.

WD; Das Gutachten beschränkt 
sich nicht nur auf Wirtschaftsfra
gen, sondern analysiert auch die 
Probleme der Politik und Bil
dung. Von welchen Zielen sind 
die Gutachter im einzelnen aus
gegangen?

SANMANN: Wir wollten von 
einer fundierten Analyse der 
Lage von Wirtschaft und Gesell
schaft in Westberlin zu der Auf
deckung der langfristigen Ent

wicklungsmöglichkeiten der 
Stadt vorstoßen. Daher haben 
wir uns zunächst bemüht, die 
Entwicklungsmöglichkeiten unter 
dem politischen Status quo zu 
umreißen. Sodann haben wir ver
sucht, Alternativen zu dem nicht 
sehr befriedigenden Status quo 
zu erarbeiten — und zwar Alter
nativen, von denen wir glauben, 
daß sie realistischer sind als 
das, was man manchmal über 
grundsätzliche Alternativen für 
Berlin lesen kann.

WD: Wie sich bisher zeigt, 
konzentriert sich die öffentliche 
Kritik auf Ihre Modelle zwei und 
drei. Sind das nur Denkmodelle 
oder bereits handfeste politische 
Empfehlungen?

SANMANN: Wir haben im Prin
zip nur Alternativen in Form von 
Denkmodellen aufgezeigt. Wir 
haben allerdings gesagt, daß wir 
die Alternative drei, jene also, 
die mit der völkerrechtlichen An
erkennung der DDR operiert, ge
genwärtig für unrealistisch hiel
ten. Daher haben wir empfohlen, 
darüber nachzudenken, ob der 
künftigen Politik das Modell 
zwei zugrunde gelegt werden 
kann. Insoweit sind wir also über 
den Entwurf bloßer Denkmodelle 
hinausgegangen und haben auch 
eine Empfehlung gegeben.

WD: Ihre Vorliebe für das 
zweite Modell wurde als über
triebener professoraler Pessi
mismus gegenüber dem Status 
quo bezeichnet.

SANMANN: Ich glaube nicht, 
daß das ein übertriebener Pes
simismus ist. Ich möchte aber 
betonen, daß wir das Problem 
unter ausgesprochen langfristi
gen Aspekten betrachten. Wir 
würden daher auch eine sehr 
günstige Entwicklung Westber
lins unter dem Status quo für 
die Dauer eines Jahres oder 
zweier Jahre nicht als eine Wi
derlegung unserer These anse
hen. Wir haben ausdrücklich her
vorgehoben, daß zeitweilige Bes
serungen unsere Grundannah
men nicht ausschließen.

ich glaube aber, daß die An
zeichen dafür, daß wir mit unse
rer Grundthese richtig liegen, 
nicht übersehen werden können, 
wenn Sie etwa an die Wande
rungsbilanz der Arbeitskräfte 
denken; wenn Sie daran den
ken, wie es mit der Ansiedlung 
neuer Industrien und ähnlichem 
beschaffen ist; und wenn Sie 
auch das Meinungsklima in der 
Beriiner Bevölkerung berücksich
tigen.

WD: Trotzdem, Herr Professor, 
heißt es aber im Gutachten, daß 
von einer wirtschaftlichen Struk
turkrise inBeriin allgemein keine 
Rede sein könne. Wie kommen 
Sie zu dieser überaus optimisti
schen Ansicht?

SANMANN: Diese Ansicht ist 
gar nicht so optimistisch. Sie 
hängt einfach davon ab, wie man 
den Begriff Strukturkrise defi
niert. Wenn man unter einer
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Krise, wie in der Nationaiöl<ono- 
mie weithin üblich, einen ziem
lich plötzlichen Zusammenbruch 
der wirtschaftlichen Aktivität ver
steht und unter Strukturkrise 
einen solchen Zusammenbruch 
aufgrund struktureller Ursachen, 
dann gibt es eine Strukturkrise 
hier in Westberlin ganz gewiß 
nicht. Denn von einem plötzli
chen Zusammenbruch der wirt
schaftlichen Aktivität kann man 
nicht reden.

Aber auch wenn man den Be
griff der Strukturkrise so defi
niert, wie man ihn etwa im Zu
sammenhang mit dem Ruhrge
biet heute zu gebrauchen pflegt, 
nämlich als einen eher schlei
chenden, langfristigen Prozeß 
des Rückganges und der Be
drohung der wirtschaftlichen Ak
tivität aus strukturellen Ursa
chen, trifft das für Berlin kaum 
zu. Wir haben seit Jahren Voll
beschäftigung. Wir haben seit 
Jahren ausgelastete Kapazitäten 
-  ausgenommen in der Rezes
sion von 1967; aber das hat sich 
inzwischen wieder geändert —, 
und wir haben seit Jahren stei
gende Produktion und steigen
des Volkseinkommen.

Insofern kann man also nicht 
von einer Strukturkrise sprechen. 
Wir haben aber darauf hinge
wiesen, daß es eine Reihe von 
Faktoren gibt, die unter ökono
mischem Aspekt negativ zu be
urteilen sind, ohne daß sie bis
lang zu einer Krise geführt ha
ben. Dazu gehört einmal der 
ungünstige Bevölkerungsaufbau, 
der in der überschaubaren Zu
kunft sowohl zu einem Rück
gang der Wohnbevölkerung als 
auch zu einem Rückgang der 
Erwerbsbevölkerung führen wird, 
sofern keine Kompensation 
durch Zuwanderung erfolgt. Da
zu gehört auch, daß der Berliner 
Haushalt nach wie vor zuschuß
bedürftig sein wird. Das sind je
doch allenfalls strukturelle 
Schwächen, keine Krise.

WD; Aber setzen sich die Un
ternehmen nicht in großem Um

fang aus Berlin ab, werden nicht 
gerade moderne, technisch hoch
stehende Produktionen aus Ber
lin nach Westdeutschland ver
lagert?

SANMANN; Daß sich Unter
nehmen in großem Umfange ab
setzen, kann man nicht sagen. 
Es hat einige Betriebsverlage
rungen gegeben, das ist das 
eine.

Das zweite, moderne Produk
tionen in Berlin, muß man ein 
bißchen differenzieren. Es gibt 
durchaus, und zwar in verschie
denen Bereichen, ganz moderne 
Produktionen hier in Berlin. In 
bezug auf andere moderne Pro
duktionen aber besteht für West
berlin das Handikap, daß für die 
Stadt noch die alliierten Pro
duktionsverbote aus dem Jahre 
1946 gelten. Genauer; das Kon- 
trollratsgesetz Nr. 43 verbietet 
Herstellung, Einfuhr, Ausfuhr, 
Beförderung und Lagerung von 
Kriegsmaterial, wobei die Ver
botslisten auch zahlreiche sol
cher Güter als Kriegsmaterial 
aufführen, die gleichermaßen für 
friedliche Zwecke nützlich und 
notwendig sind. Dabei kann, wie 
die derzeitige diplomatische und 
propagandistische Aktivität der 
Ostbiockiänder gegen Westber
lin zeigt, der Begriff Kriegsma
terial außerordentlich weit aus
gelegt werden. Sie wissen, daß 
man etwa Elektromotoren für 
diverse Friedensproduktionen 
benötigt, daß man sie aber auch 
in einen Panzer einbauen kann. 
Insofern scheuen sich manche 
Industrien, die „Sowohl-als-auch- 
Güter“ produzieren, nach Berlin 
zu kommen. Und da die moderne 
Technologie zu einem erhebli
chen Teil von diesen Industrien 
vorangetrieben wird, leidet Ber
lin darunter.

WD; Aber es ist doch nicht al
lein dieses Verbot?

SANMANN; Das Verbot ist 
nicht das einzige. Das Verbot 
erklärt, daß bestimmte Produk
tionen hier nicht stattfinden. Das 
zweite, was ins Gewicht fällt,

ist das, was man als spezifisches 
Berlinrisiko zu bezeichnen 
pflegt. Es resultiert aus der Un
sicherheit in bezug auf den poli
tischen Status quo der Stadt; es 
ist das Risiko, in der Stadt ge
legene ökonomische Werte einer 
politisch bedingten Gefährdung 
auszusetzen. Dabei kommt es 
durchaus nicht auf die objektive 
Größe, sondern entscheidend 
auf die subjektive Einschätzung 
des Risikos an. Ganz offensicht
lich wird dieses Risiko von den 
Wirtschaftssubjekten relativ hoch 
eingeschätzt, und wir meinen, 
man müsse damit rechnen, daß 
es langfristig als weiter steigend 
angesehen wird.

WD: Gäbe es in diesem Zu
sammenhang nicht die Möglich
keit von Staatsgarantien — etwa 
einer HERMES-Deckung für Ber
lin-Investitionen?

SANMANN: Wir haben etwas 
Ähnliches kurz in Erwägung ge
zogen, nämlich eine Staatsbürg-

Die Denkmodelle
Modell I: Die wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung West
berlins wird unter der Beibe
haltung des Status quo vor
angetrieben.

Modell II: Die Zugehörigkeit 
Westberlins zum Rechts-, 
Wirtschafts-und Finanzsystem 
der Bundesrepublik bleibt er
halten. Auf gewisse Präferen
zen des Bundes in Berlin 
wird verzichtet (Wahl des Bun
despräsidenten, Amtssitz des 
Bundespräsidenten, Bundes
parteitage usw.).
Modell III: Die Bundesrepu
blik und die DDR werden völ
kerrechtlich als z w e i  deut
sche Staaten anerkannt und 
erkennen sich gegenseitig an. 
Westberlin erhält einen Son
derstatus, dessen Unantast
barkeit von allen v i e r  Sie
germächten garantiert wird.
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Schaft für ökonomische Werte in 
Berlin: sie müßten gerechterwei
se nicht nur für Unternehmens
vermögen gelten, sondern auch 
für Privatvermögen. Wir meinen 
aber, daß zwei Gründe gegen 
eine solche Maßnahme sprechen. 
Einmal nämlich würde eine sol
che Bürgschaft nur bis zum Ein
tritt des Bürgschaftsfalles wir
ken können: es kommt aber ge
rade darauf an, dieses Ereignis 
überhaupt zu verhindern. Zum 
ändern würde die Verunsiche
rung der Bevölkerung durch die 
Bürgschaft nicht beseitigt, son
dern eher nur noch gesteigert 
werden — mit allen negativen 
Rückwirkungen etwa auf die 
Wanderungsbewegung, die ich 
hier im einzelnen wohl nicht 
auszumalen brauche.

WD: Also keine Staatsgaran
tie. Dafür aber eine sinkende in- 
vestitionsquote, Stagnation in 
der Ansiedlung neuer Industrie
betriebe und eine geringe Neu
beschäftigung. Tatsächlich ist ja 
seit dem Mauerbau auch kein 
Unternehmen von erheblichem 
wirtschaftlichem Gewicht in Ber
lin angesiedelt worden. Sind das 
nicht Argumente, die doch für 
eine strukturelle Krise sprechen 
würden?

SANMANN: Durchaus nicht: es 
sei denn. Sie definieren Krise 
anders, als ich es vorhin getan 
habe.

Was nun die Investitionsquote 
betrifft, so ist sie seit einiger 
Zeit ein politisch sehr umstritte
ner Punkt hier in Berlin. Die 
Ausgangsthese einiger Kritiker 
war, die Berliner Wirtschaft habe 
im ganzen, verglichen mit dem 
Bundesgebiet, zu wenig inve
stiert, weil die Investitionsquote 
— ausgedrückt als Anteil der 
Bruttoinvestitionen am Brutto
sozialprodukt — unter dem Bun
desdurchschnitt liege. Unsere 
Kommission hat darüber aus
führliche Untersuchungen ange
stellt. Sie hat insbesondere et
was gemacht, was jene Kritiker 
nicht gemacht haben, nämlich

eine strukturdifferenzierte Unter
suchung. D. h. sie hat mit Hilfe 
der Branchen-Investitionsquoten 
des Bundesgebietes fiktive Soll
größen für Berlin errechnet und 
diesen die tatsächlichen Investi
tionen in Berlin gegenüberge
stellt. Dabei zeigt sich, daß im 
Zeitraum 1951-1965 die tatsäch
lichen Investitionen in Berlin 
global etwas über dem Soll ge
legen haben. Nach Sektoren auf
gegliedert, zeigt sich in Berlin 
nur in einem Fall eine wirklich 
schwerwiegende Investitionslük- 
ke, nämlich im Wohnungsbau.

Die hohen globalen Investi
tionsquoten des Bundesgebietes 
rühren ja unter anderem daher, 
daß etwa in der Schwerindustrie, 
im Schiffbau usw. enorm hohe 
Investitionen notwendig sind, um 
einen bestimmten Kapazitätsef
fekt zu erzielen. Da es solche In
dustrien in Berlin nicht gibt, von 
den Standortvoraussetzungen 
her auch nicht geben kann, kann 
man die Investitionsquote des 
Bundesgebietes, die dadurch 
hochgedrückt ist, vernünftiger
weise auch nicht als Norm für 
die Berliner Wirtschaft setzen.

WD: Würde das heißen -  über
spitzt formuliert — „bezogen auf 
die ungünstige Wirtschaftsstruk
tur Berlins gibt es keine Investi
tionslücke“?

SANMANN: Ich korrigiere Sie 
etwas: bezogen auf die Wirt
schaftsstruktur Berlins, sind die 
Investitionen — ich betone noch 
einmal, ausgenommen den Woh
nungsbau -  nicht zu niedrig ge
wesen. Ob die Wirtschaftsstruk
tur Berlins ungünstig ist, das 
möchte ich mit einem erhebli
chen Fragezeichen versehen. 
Wir haben einige Industrien hier, 
die ausgesprochene Wachstums
industrien sind. Daß die Struk
tur durch Heranziehen neuer Be
triebe der gleichen Branche oder 
anderer Branchen noch verbes
sert werden kann, das, glaube 
ich, hat Berlin mit vielen ande
ren Regionen in der Bundesre
publik gemeinsam.

WD: Wie steht es aber mit 
dem Argument, der statistisch zu 
verzeichnende Produktionsan
stieg sei verzerrt und durch Prä
ferenzen begünstigt?

SANMANN: Sie spielen mit 
dem Argument der Verzerrung 
offensichtlich auf die tabakver
arbeitende Industrie an. Es hat 
sich aber längst eingebürgert, in 
der Statistik den Verbrauch
steueranteil zu reduzieren, also 
mit korrigierten Ziffern zu arbei
ten. Das haben wir hier auch 
getan, und insofern ist also die 
Berliner Ziffer nicht überhöht. 
Was das Argument betrifft, der 
Produktionsanstieg sei durch 
Präferenzen begünstigt, so ist 
das richtig. Aber gerade das ist 
ja der Zweck der Präferenzen.

WD: Wie sollte nun nach Ihrer 
Ansicht eine realistische und er
folgversprechende Wirtschafts
politik in Berlin aussehen?

SANMANN: Die Kernpunkte 
der Vorschläge der Kommission 
laufen etwa auf folgendes hin
aus: Man muß erstens im Be
reich der Investitionspolitik {Ab
schreibungsvergünstigungen und 
Investitionsprämien) die bishe
rige Präferenzierung im Grund
satz beibehalten, aber sehr viel 
mehr differenzieren, als es bis
her getan worden ist.

Der zweite Schwerpunkt ist, 
Arbeitskräfte für Berlin zu ge
winnen bzw. in Berlin zu halten. 
Da hier ein erheblicher Engpaß 
auch an wenig qualifizierten Ar
beitskräften und weiblichen Ar
beitskräften für die Industrie be
steht, sind wir der Auffassung, 
daß man die Berlinzulagen zum 
Lohn umbauen sollte, und zwar 
in der Weise, daß die Bezieher 
niedrigerer Einkommen höhere 
absolute Beträge bekommen als 
jetzt. Außerdem sollte man er
wägen, diese Zulagen zu dyna
misieren, etwa in Analogie zu 
Rentendynamisierungen. Unter 
Umständen könnte man, jeden
falls für eine gewisse Zeit, um 
dem akuten Mangel zu begeg
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nen, Frauen stärker begünstigen 
als Männer. Wir glauben, daß 
man von dem etwa 350 000 Per
sonen umfassenden Potential in 
Berlin wohnender Frauen im er
werbsfähigen Alter noch einiges 
ausschöpfen könnte. Man muß 
ihnen nur entsprechende Anrei
ze bieten. Dazu gehört unter an
derem auch der forcierte Bau 
von Kindertagesstätten — eine 
Aufgabe, die nach frappierenden 
Erfolgen in einigen Industriebe
trieben durchaus vom Staat auf
gegriffen werden sollte.

Im übrigen ist natürlich die 
Wohnungspolitik wichtig. Man 
muß Wohnraum bieten können, 
der sowohl in der Ausstattung 
angemessen ist als auch im Preis 
erträglich und der sich in gün
stiger Verkehrslage befindet. 
Kurzum, alles das, was auf Ar- 
beitnehmerpräferenzierung hin
ausläuft, sollte der Generallinie 
einer F a m i l i e n p o l i t i k  fol
gen.

WD: Und wie ist Ihre Einstel
lung zu den umstrittenen Absatz
präferenzen?

SANMANN: Diese Präferenzen 
sind der wichtigste Schwerpunkt. 
Denn man kann die Produktion

und die Anwerbung von Arbeits
kräften noch so sehr fördern, 
all das ist letztlich unwirksam, 
wenn für die Produkte, die dann 
erzeugt werden, keine Absatz
möglichkeit besteht.

Die Kommission hat schon in 
einem Sondergutachten im März 
1968 zur Frage der Novellierung 
der Absatzpräferenzen Stellung 
genommen — im Zusammen
hang mit der Umstellung unse
res Umsatzsteuersystems auf die 
Mehrwertsteuer. Kern unseres 
Vorschlages ist, in der Weise 
Absatz- und Produktionsförde
rung miteinander zu verbinden, 
daß wir als Bemessungsgrund
lage für die Absatzpräferenzie- 
rung Bestandteile der Wert
schöpfung Vorschlägen und nicht 
wie bisher den bloßen Um
satz. Das wäre die Präferenzie- 
rung für die Berliner Produzen
ten. Außerdem gibt es ja noch 
die 4,2-prozentige Absatzpräfe- 
renzierung für den westdeut
schen Abnehmer Berliner Pro
dukte. Im Gegensatz zum Ifo- 
Institut, das vorgeschlagen hat
te, darauf zu verzichten, sind wir 
der Meinung, daß das unbedingt 
erhalten bleiben sollte.

WD: Das alles sind eigentlich 
nur graduelle Veränderungen. 
Konzeption und Stil der offiziel
len Wirtschaftspolitik in Berlin 
wollen Sie also nicht grundsätz
lich ändern?

SANMANN: Ich weiß nicht 
recht, was Sie unter grundsätz
lichen Änderungen verstehen. 
Vielleicht ordnungspolitische 
Kehrtwendungen? Sie sind unter 
den gegebenen Bedingungen 
und Möglichkeiten ganz gewiß 
unrealistisch. Andererseits: un
ter der — in diesem Gespräch 
stillschweigend unterstellten — 
Voraussetzung des politischen 
Status quo ist die Wirksamkeit 
der Wirtschaftspolitik begrenzt, 
weil der politische Faktor zu 
stark durchschlägt. Die Berliner 
Wirtschaft wird daher dem Wirt
schaftspolitiker erst dann keine 
besonderen Sorgen mehr berei
ten, wenn die Zugangswege Ber
lins gesichert sind und damit das 
spezifische Berlinrisiko auch und 
gerade in seiner Einschätzung 
durch die Menschen nachhaltig 
verringert ist. Vor allem unter 
diesem Blickwinkel sollten un
sere politischen Alternativmo
delle gesehen werden.
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